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Alternativrechnungen zur quantitativen Auswirkung von Änderungen 
der Ruhestandsgrenze auf das Arbeitskräfteangebot 

Gerhard Kühlewind 

Die vorliegende Untersuchung liefert in einigen Grundtabellen das Zahlenmaterial, das für die 
Abschätzung der quantitativen Auswirkungen einer Änderung der Ruhestandsgrenze auf das 
Arbeitskräfteangebot für den Zeitraum 1971 bis 1981 benötigt wird. Die Berechnungen wurden 
auf die männlichen Arbeitnehmer beschränkt, da sich die gegenwärtig geplante Änderung der 
Ruhestandsgrenze im wesentlichen nur bei dieser Erwerbspersonengruppe unmittelbar auswirken 
dürfte. 
Ausgehend von den ermittelten Zahlen können die quantitativen Auswirkungen einer Änderung 
der Ruhestandsgrenze auf das gesamte Arbeitskräfteangebot unter Vorgabe ganz bestimmter 
Annahmen abgeschätzt werden. Die Annahmen, die bislang mehr oder weniger willkürlich gesetzt 
werden müssen, betreffen im wesentlichen das Einführungsjahr und die Gestaltung der Änderung 
sowie die mögliche Reaktion der betroffenen Arbeitnehmer. 
In dieser Untersuchung wurden beispielhaft sechs Alternativen durchgerechnet. Überlegungen 
qualitativer Art oder auch finanzielle Aspekte blieben hier außer Betracht. 
Auch wenn die Ergebnisse der Alternativrechnungen wegen der unterschiedlich zugrunde gelegten 
Annahmen differieren, so lassen sie doch eine gewisse Schlußfolgerung zu: Die Verringerung des 
Arbeitskräfteangebots durch Änderungen des gesetzlichen Ruhestandsalters wird sich— insbe-
sondere in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre — in relativ engen Grenzen halten. 
Die Untersuchung wurde im Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für 
Arbeit durchgeführt. 
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III. Alternativrechnungen 

I. Problemstellung 
Die Frage einer Änderung der Ruhestandsgrenze 
wird zunehmend in Politik, Wirtschaft und Öf-
fentlichkeit diskutiert. Da bereits heute davon 
ausgegangen werden kann, daß eine derartige 
Änderung im Laufe der siebziger Jahre stattfin-
den wird, erscheint es zur Führung einer sachlich 
fundierten Diskussion zweckmäßig, sich zu-
nächst Vorstellungen über die rein quantitativen 
Auswirkungen einer solchen Maßnahme zu ma-
chen. Unklar ist aber noch weitgehend, wann, 
d. h. in welchem Jahr genau, und wie diese Än-
derung erfolgt bzw. erfolgen soll. Daher wurden 
in dieser Untersuchung beispielhaft einige mög-
lich erscheinende Alternativen durchgerechnet. 
Außerdem wird das statistische Ausgangsmate-
rial für die Abschätzung der quantitativen Aus-
wirkungen einer Änderung der gesetzlichen Ru-
hestandsgrenze auf das Arbeitskräfteangebot in 
einer Form bereitgestellt, die es jedem Interes-
sierten erlaubt, beliebig weitere Rechnungen 
durchzuführen. 
Die Altersgrenze zur Erlangung des Altersruhe-
geldes liegt bekanntlich bislang für die Frauen im 
allgemeinen beim 60., für die Männer beim 65. 

Lebensjahr. Am wahrscheinlichsten ist, daß in 
Zukunft auch die Altersgrenze der Männer auf 60 
Jahre herabgesetzt und zusätzlich eine Wahlfrei-
heit geschaffen wird, die es dem einzelnen er-
möglicht, selbst zu entscheiden, ob er Rente bezie-
hen oder auch über das 60. Lebensjahr hinaus 
weiter erwerbstätig bleiben will (Freigabe der 
Altersgrenze bzw. flexible Altersgrenze). 

Im Mittelpunkt dieser Untersuchung stand die 
Ermittlung der inländischen männlichen Arbeit-
nehmer (Arbeiter + Angestellte + Beamte) im 
Alter von 55 bis 69 Jahren, gegliedert nach Al-
ters- bzw. Geburtsjahrgängen, für den Zeitraum 
1971 bis 1981. Dabei wurde unterstellt, daß die in 
der Vergangenheit aufgetretenen Trends in den 
altersspezifischen Erwerbs- und Abhängigen-
quoten auch in der Zukunft anhalten, um so die 
Entwicklung bestimmen zu können, die sich er-
geben würde, wenn keine einschneidenden Än-
derungen in den politischen, gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und insbesondere arbeitsmarkt-
politischen Verhältnissen zu erwarten wären. Die 
Berechnungen wurden auf die abhängig be-
schäftigten Männer (= Arbeitnehmer) be-
schränkt, da sich die gegenwärtig geplante Än-
derung des Ruhestandsalters im wesentlichen 
nur bei den Männern auswirkt und allein die 
„Arbeitnehmer“, nicht aber die „Selbständigen“ 
und „Mithelfenden Familienangehörigen“ direkt 
betroffen sind. 

Zu beachten ist, daß in den Alternativrechnungen 
neben Ausmaß und Zeitpunkt der Änderung der 
Ruhestandsgrenze berücksichtigt werden muß, 
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wie die betroffenen Arbeitnehmer auf eine Frei-
gabe reagieren. Da auf Ergebnisse entsprechen-
der soziologischer und psychologischer Unter-
suchungen bislang noch nicht zurückgegriffen 
werden kann1), müssen zusätzliche Annahmen zu-
grunde gelegt werden, die rein hypothetischer 
Natur sind. 
Betont sei noch einmal, daß diese Untersuchung 
nur einen engbegrenzten Teilaspekt des Pro-
blemkreises „Änderung der Ruhestandsgrenze“ 
— eben allein die möglichen quantitativen Aus-
wirkungen auf das gesamte Arbeitskräfteangebot 
— zum Gegenstand hat. Dabei handelt es sich 
um eine reine Personenrechnung und nicht, wie 
es eigentlich wünschenswert wäre, um eine Ar-
beitsstunden-    bzw.    Arbeitsvolumenrechnung2). 
Überlegungen qualitativer Art oder auch finan-
zieller Aspekte blieben hier völlig außer Betracht. 

II. Methode und Quellen 
Die Ermittlung der inländischen männlichen Ar-
beitnehmer nach Altersjahren bzw. Geburtsjahr-
gängen für jedes Jahr des Zeitraums 1971—1981 
erforderte im einzelnen folgende Arbeitsschritte: 

1. Wohnbevölkerung 
Den Berechnungen wurde die neueste Bevölke-
rungsvorausschätzung des Statistischen Bun-
desamtes mit der Basis 1. 1. 1968 (= 31. 12. 
1967) zugrunde gelegt. Die benötigten Altersjahr-
gangszahlen (55 bis 69 Jahre) wurden uns 
freundlicherweise auf Anforderung vom Statisti-
schen Bundesamt zur Verfügung gestellt. 
1) Für das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung ist 

gegenwärtig eine solche Untersuchung in Bearbeitung. Durch 
Auswertung gezielter Befragungen sollen die Verhaltensweisen und 
Wünsche der betroffenen Arbeitnehmer sowie die möglichen  
Reaktionen  auf diese  oder jene  Gestaltung  der Freigabe (z. B. 
unterschiedlich hohe Rentenbezüge bei unterschiedlichem Eintrittsalter 
in den Ruhestand, unterschiedliche betriebliche Altersversorgung 
usw.) analysiert werden. 

2) Die   Mikrozensustabellen   liefern  das  Merkmal   „Wochenarbeitszeit“ 
nicht kombiniert mit dem Merkmal „Alter“. Die diesbezüglichen   
Ergebnisse  der Volks- und Berufszählung  1961 sind heute nicht mehr 
repräsentativ. Eine Arbeitsstundenrechnung läßt sich ohne größere 
Schwierigkeiten ergänzend einbauen, wenn die entsprechenden 
Ergebnisse der Volks- und Berufszählung 1970 vorliegen. 

3) Ergebnisse des Mikrozensus: 1962 und 1963 Sondertabelle 20, 1963 
bis 1969 Sondertabelle 17 (EWG-Tabelle). 

4) Wird   die  April-Erwerbsquote   des   betroffenen   Geburtsjahrgangs  
als   Erwerbsquote  der 65jährigen   interpretiert,   dann liegt ihr Wert 
eindeutig zu hoch. Der entscheidende Rückgang der Erwerbsquote, 
bedingt durch Erreichung der Altersgrenze, würde bei einer derartigen 
Fehlinterpretation auf zwei Jahre verteilt: starkes Absinken der 
Erwerbsquote der 65jährigen Männer gegenüber der Erwerbsquote der 
64jährigen, noch stärkerer Rückgang der Erwerbsquote der 66jährigen 
Männer gegenüber der Erwerbsquote der 65jährigen. Dieses Ergebnis 
wäre unplausibel. Die Umrechnung der Erwerbsquoten in De-
zemberwerte ergibt dagegen nur einen großen Sprung zwischen den 
Erwerbsquoten der 64jährigen und der 65jährigen Männer. 

5) Vgl. Wolfgang Klauder, Gerhard Kühlewind: Projektion des Angebots 
an inländischen Arbeitskräften in der Bundesrepublik Deutschland für 
die Jahre 1973, 1975 und 1980 in: MittAB 3. Jg./1970, Heft1, Tab.7. 

6) Ergebnisse des Mikrozensus: 1961—1969, Tabelle L 2. 

2. Erwerbspersonen 

Die Vergangenheitsentwicklung (Zeitraum 
1962—1969) der alters- bzw. geburtsjahrgangs-
spezifischen Erwerbsquote3) wurde bis 1981 extra-
poliert. Im allgemeinen wurden lineare Trend-
funktionen berechnet, in zwei Fällen Konstanz-
annahmen getroffen. 

Die Extrapolationswerte, die für den April des 
jeweiligen Prognosejahres ermittelt wurden, 
mußten in Dezemberwerte umgerechnet werden, 
da nur am 31. 12. die Besetzung eines Alters-
jahrganges identisch ist mit der Besetzung eines 
Geburtsjahrganges. Dies war insbesondere für 
die Schätzung der Erwerbsquoten der 64- und 
65jährigen Männer von Bedeutung, da Ende April 
erst rund ein Drittel der Erwerbspersonen eines 
Geburtsjahrgangs das 65. Lebensjahr und damit 
die Altersgrenze erreicht hat, diese Erwerbsper-
sonen jedoch auf die Wohnbevölkerung des ge-
samten Geburtsjahrgangs bezogen werden4). 

Die Multiplikation der extrapolierten jahrgangs-
spezifischen Erwerbsquoten mit den entspre-
chenden Vorausschätzungswerten zur Wohnbe-
völkerung ergab Erwerbspersonenzahlen, ge-
gliedert nach einzelnen Altersjahrgängen. Diese 
Zahlen wurden abgestimmt mit den vom Institut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) be-
reits vorausgeschätzten Inländerwerten für die 
Altersgruppen „55 bis 60 Jahre“, „60 bis 65 Jah-
re“ und „65 bis 70 Jahre“5), die geringfügig re-
vidiert und in Dezemberwerte umgerechnet wur-
den. Die Abweichungen zwischen den veröffent-
lichten Inländerwerten der 5-Jahres-Altersgrup-
pen (errechnet über die Inländererwerbsquoten 
der 5-Jahres-Altersgruppen) und den Werten, die 
man durch Aufsummierung der jahrgangsweise 
ermittelten Erwerbspersonen für die entspre-
chenden 5-Jahres-Altersgruppen erhielt, waren 
bemerkenswert gering bei den Altersgruppen 
„55 bis 60 Jahre“ und „60 bis 65 Jahre“, nur et-
was höher bei der Altersgruppe „65 bis 70 Jah-
re“. Berücksichtigt man, daß auch ein gewisser 
Teil dieser Abweichungen durch den Konzept-
unterschied (nur Inländer einerseits — Inländer 
und Ausländer andererseits) bedingt sein kann, 
so scheint das hier angewandte Verfahren zur 
weiteren Untergliederung der inländischen 
männlichen Erwerbspersonen nach Altersjahr-
gängen durchaus vertretbar. 

3. Arbeitnehmer 

Für den Zeitraum 1961 bis 1969 wurden — je-
weils nach 5-Jahres-Altersgruppen untergliedert 
— Arbeitnehmerquoten berechnet6), die den 
Anteil der abhängig beschäftigten Erwerbstätigen 
an der Gesamtzahl aller Erwerbstätigen angeben. 
Der Trend der Vergangenheitsentwicklung wurde 
bis 1981 fortgeschrieben. 
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Da Arbeitnehmerquoten nur für 5-Jahres-Alters-
gruppen ermittelt werden können, mußten zusätz-
lich die Quoten für die einzelnen Altersjahrgänge 
(Dezemberwerte) geschätzt werden. Dabei war zu 
berücksichtigen, daß die Arbeitnehmerquoten auf-
einanderfolgender 5-Jahres-Altersgruppen relativ 
große Niveauunterschiede aufweisen. Um eine 
kontinuierliche Entwicklung der jahrgangsspezifi-
schen Arbeitnehmerquoten zu gewährleisten, 
wurden die für die 5-Jahres-Altersgruppen ermit-
telten (extrapolierten) Arbeitnehmerquoten den 
jeweiligen Gruppenmitten zugeordnet und durch 
Interpolation die Arbeitnehmerquoten der Alters-
jahrgänge bestimmt7). 
Die Anzahl der inländischen männlichen Arbeit-
nehmer, untergliedert nach Altersjahrgängen, er-
hielt man durch Multiplikation der jahrgangsspe-
zifischen Arbeitnehmerquoten mit den entspre-
chenden Zahlen der inländischen Erwerbsperso-
nen8). 
Schließlich wurden die Zahlen noch so abge-
stimmt, daß die vorausgeschätzten Arbeitneh-
merquoten der 5-Jahres-Altersgruppen erhalten 
blieben. 

III. Alternativrechnungen 

Die voraussichtliche Entwicklung des gesamten 
Angebots an inländischen Erwerbspersonen im 
Zeitraum 1971 bis 1981 ist in Tabelle 1 ausge-
wiesen. Die Tabellen 2 und 3 zeigen die Ent- 
7) Ein gewisser Sprung wurde lediglich zwischen den Abhän-

gigenquoten der 64jährigen und 65jährigen Männer zugelassen. 
8) Da die Abhängigenquoten auf Erwerbstätigenzahlen basieren, dürften 

diese Quoten strenggenommen auch nur auf Erwerbstätige 
übertragen werden. Der Fehler, der dadurch entsteht, daß diese 
Quoten mit den Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) 
multipliziert werden, erscheint jedoch im Vergleich mit anderen 
möglichen Fehlerquellen von untergeordneter Bedeutung. 

Wicklung der Anzahl der männlichen 55- bis 
69jährigen Arbeitnehmer, zum einen nach 5-Jah-
res-Altersgruppen, zum anderen nach Alters- und 
Geburtsjahren. Schließlich sind die Anteile der 
männlichen 55- bis 69jährigen Arbeitnehmer in 
v. H. des gesamten Angebots an inländischen 
Erwerbspersonen in Tabelle 4 dargestellt. 
Die Schaubilder 1 und 2 verdeutlichen von den 
unterschiedlichen Entwicklungstendenzen bei den 
von der Freigabe betroffenen Altersgruppen der 
männlichen Arbeitnehmer und dem gesamten Ar-
beitskräfteangebot. Besonders bemerkenswert 
ist, daß etwa von 1973 bis 1976 der Anteil der 
Gruppe der „60- bis 64jährigen männlichen Arbeit-
nehmer“ am gesamten Erwerbspersonenangebot 
den Anteil der Gruppe der „55- bis 59jährigen“ 
übersteigt — eine Folgeerscheinung des 2. Welt-
krieges. 
Ausgehend von den in den Tabellen ausgewie-
senen Zahlen können quantitative Auswirkungen 
einer Änderung der Ruhestandsgrenze auf das 
Arbeitskräfteangebot als einschneidende ar-
beitsmarktpolitische Zieländerung in Form von 
Alternativrechnungen abgeschätzt werden, wo-
bei verschiedene Fälle unterschieden werden 
können: 
1. Es wird nach den Auswirkungen einer Frei-

gabe im Jahr der Einführung gefragt, ohne 
daß die Auswirkungen in den künftigen Jah-
ren   mitberücksichtigt   werden   (Beispiele   1 
und 2). 

2. Es wird die Auswirkung einer Freigabe über 
mehrere Jahre hinweg berechnet, die daraus 
resultiert, daß die männlichen Arbeitnehmer 
eines Geburtsjahrganges nur in dem Jahr von 
ihrer Wahlmöglichkeit Gebrauch machen und 
ausscheiden,  in  dem  sie von  der Freigabe 
erstmals betroffen  sind (Beispiele 3, 4 mit 
Annahme 2a, 5, 6). 
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3. Es wird ein „kumulativer Effekt“ über mehre-
re Jahre hinweg berechnet, der dadurch ent-
steht, daß ein von der Freigabe betroffener 
Altersjahrgang nicht nur in einem Jahr, son-
dern   über  mehrere  Jahre  hinweg  von   der 
Wahlmöglichkeit  Gebrauch   macht  und   aus 
dem  Erwerbsprozeß  ausscheidet (Beispiel 4 
mit Annahme 2b). 

4. Es werden zusätzlich gewisse politische Ziel-
vorstellungen berücksichtigt (Beispiele 5 und 
6). 

Die Ergebnisse der folgenden Alternativrech-
nungen differieren wegen der unterschiedlich 
zugrunde gelegten Annahmen. Dennoch lassen 
sie eine gewisse Schlußfolgerung zu: Die Ver-
ringerung des Arbeitskräfteangebots durch Än-
derungen des gesetzlichen Ruhestandsalters 
wird sich — insbesondere in der zweiten Hälfte 
der siebziger Jahre — in relativ engen Grenzen 
halten. 

Beispiel 1 
Annahmen: 
1. Das Rentenalter wird ab 1.  1.  1973 für die 

Männer mit Vollendung des 60. Lebensjahres 
freigegeben. 

2. Rund ein Drittel der männlichen Arbeitnehmer 
in der Altersgruppe 60 bis 64 Jahre scheidet 
sofort   aus   dem   Erwerbsleben   aus   (etwa 
DGB-Annahme). 

3. Die Freigabe hat keine Auswirkung auf die 
Anzahl der Arbeitnehmer, die 65 Jahre und 
älter sind9). 

Frage: 
Wie wirkt sich die Änderung der Ruhestands-
grenze unter diesen Annahmen auf das Arbeits-
kräfteangebot des gleichen Jahres aus? 

Rechnung: Tabelle 
2 zeigt: 
Am 1. 1. 1973 kommen 862,3 Tsd. männliche Ar-
beitnehmer (Altersgruppe 60 bis 64 Jahre) in den 
Genuß der Wahlfreiheit. Das Erwerbspersonen-
angebot wird um etwa 287,4 Tsd. (= 862,3 
Tsd.: 3) Personen verringert. 
Tabelle 4 zeigt: 
Die 60- bis 64jährigen männlichen Arbeitnehmer 
machen am 1.1.1973 rund 3,4 v. H. des gesamten 
Erwerbspersonenangebots aus. Das gesamte 
Arbeitskräfteangebot wird folglich um rund 1,1 
v. H. (= 3,4:3) verringert. 
9) Diese Annahme scheint insofern  plausibel zu sein,  als für diese 

Altersgruppen eine gewisse Wahlmöglichkeit bereits vor Einführung 
der flexiblen Altersgrenze bestanden hat. 

10) Die Annahme, daß über den aufgrund der gegenwärtigen Tendenzen 
erwartbaren  Umfang hinaus „über 65jährige“  im Erwerbsprozeß 
verbleiben, kann evtl. damit begründet werden, daß der heute in vielen 
Fällen zu beobachtende Zwang zum Ausscheiden durch die Freigabe 
gemildert bzw. teilweise sogar ganz aufgehoben werden könnte. 

Beispiel 2 

Annahmen: 
1. Am 1. 1. 1976 wird die Wahlmöglichkeit zwi-

schen Arbeit und Ruhestand für die 62- bis 
67jährigen Männer eingeführt. 

2. Die davon betroffenen „unter 65jährigen“ Ar-
beitnehmer entscheiden sich sofort, jedoch 
mit steigendem Lebensalter in zunehmendem 
Maße für ein Ausscheiden aus dem Erwerbs-
leben, z. B.: 
Von  den  62jährigen   männlichen  Arbeitneh-
mern scheiden 20 v. H. aus, von den 63jährigen 
männlichen Arbeitnehmern scheiden 30 v. H. 
aus, 
von den 64jährigen männlichen Arbeitnehmern 
scheiden 40 v. H. aus. 

3. Von  den   „65-  bis  67jährigen“   entscheiden 
sich zusätzlich jeweils 10 v. H. für einen wei-
teren Verbleib im Erwerbsprozeß10). 

Frage: 
Wie wirkt sich die Änderung der Ruhestands-
grenze unter diesen Annahmen auf das Arbeits-
kräfteangebot des gleichen Jahres aus? 

Rechnung: 
Aus den Tabellen 3 und 4 läßt sich errechnen: 

 

Das gesamte Arbeitskräfteangebot wird zum 1.1. 
1976 um gut 120 Tsd. Personen bzw. um 0,5 v. H. 
verringert. 

Beispiel 3 

Annahmen: 
1. Das Rentenalter wird zum 1.1. 1976 für die 

Männer ab 62 Jahren freigegeben. 
2. Zu Beginn des Jahres 1976 entscheiden sich 

50 v. H. der 62- bis 64jährigen und zu Beginn 
der folgenden Jahre nur noch 50 v. H. der je-
weils 62jährigen für ein Ausscheiden aus dem 
Erwerbsprozeß. 

3. a) Die Freigabe hat weder im Jahr ihrer Ein-
führung noch später eine Auswirkung auf die 
Arbeitnehmer, die 65 Jahre und älter sind. 
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bzw. alternativ dazu: 
b) Wie im Fall 3a hat die Freigabe im Jahr 
ihrer Einführung keine Auswirkung auf Ar-
beitnehmer, die 65 Jahre und älter sind. Die 
Auswirkung auf die unter 65jährigen Arbeit-
nehmer wird jedoch in den Folgejahren über 
das 65. Lebensjahr hinaus fortgeschrieben, so 
daß später die Arbeitnehmerzahl in den be-
troffenen Geburtsjahrgängen auch über das 
65. Lebensjahr hinaus halbiert wird. 

Frage: 
Wie wirkt sich die Änderung der Ruhestands-
grenze unter diesen Annahmen auf das Arbeits-
kräfteangebot der Jahre 1976 bis 1981 aus? 

Rechnung: 
Grundlage für die Rechnung sind die Tabellen 3 
und 1. 
Von der Freigabe des Rentenalters sind bis Ende 
1980 die Geburtsjahrgänge 1911 bis 1918 betrof-
fen. Ihre jeweilige Besetzung ist zu halbieren. 

 

Unter Annahme 3a wird die Auswirkung der 
Freigabe des Ruhestandsalters auf das Arbeits-
kräfteangebot nach 1976, unter Annahme 3b nach 
1977, von Jahr zu Jahr geringer. 

Beispiel 4 

Annahmen: 
1.   Das Rentenalter wird zum 1. 1. 1972 für die 

Männer ab 60 Jahre freigegeben. 

2. Für ein Ausscheiden aus dem Erwerbsprozeß 
entscheiden sich 
a) 20 v. H. der zu Beginn des Jahres 1972 60- 
bis 64jährigen männlichen Arbeitnehmer und 
zu Beginn der folgenden Jahre nur noch 20 
v. H. der jeweils 60jährigen (analog Annah-
me 2 in Beispiel 3). 

bzw. alternativ dazu: 
b) 20 v. H. der zu Beginn des Jahres 1972 60- 
bis 64jährigen männlichen Arbeitnehmer und 
zu Beginn der folgenden Jahre wiederum 20 
v. H. der dann 60- bis 64jährigen. 

3. Die Freigabe hat weder im Jahr ihrer Einfüh-
rung noch später eine Auswirkung auf die 
Arbeitnehmer, die 65 Jahre und älter sind. 

Frage: 
Wie wirkt sich die Änderung der Ruhestands-
grenze unter diesen Annahmen bis zum Ende des 
Jahres 1974 aus? 

Rechnung: 
Annahme 2a: 
Die Anzahl der ausscheidenden männlichen Arbeit-
nehmer für die gesamte Altersgruppe der 60- bis 
64jährigen erhält man, indem man 20 v. H. der in 
Tabelle 2 ausgewiesenen Werte für die Jahre 
1972, 1973, 1974 und 1975 errechnet: 
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Die gleichen Ergebnisse liefert auch eine Art 
Kohortenrechnung, wie sie für die Berechnung 
nach der Annahme 2b erforderlich wird. Sie wird 
hier vorgeführt, um einen unmittelbaren Vergleich 
mit den unter Annahme 2b ermittelten Ergebnissen 
zu ermöglichen. Die einzelnen Rechenschritte die-
ser etwas aufwendigeren Methode sind aus der 
Übersicht oben links zu entnehmen. 

Annahme 2b: 
Dadurch, daß nunmehr jedes Jahr 20 v. H. der je-
weils 60- bis 64jährigen männlichen Arbeitnehmer 
ausscheiden (Spalte 4), ergibt sich ein kumulati-
ver Effekt, der das Arbeitskräfteangebot stärker 
verringert (vgl. Übersicht oben rechts). 

Ein Vergleich der Ergebnisse, die man unter An-
nahme 2a und 2b erhält, zeigt, daß das Arbeits-
kräfteangebot in Folge der Kumulation (Annah-
me 2a) bis zum Ende des Jahres 1973 um 75 Tsd., 
bis zum Ende des Jahres 1974 um rund 112 Tsd. 
männliche Arbeitnehmer mehr verringert wird als 
dies ohne Kumulation (Annahme 2b) der Fall ist. 

Beispiel 5 

Zielvorstellung: 
Die Altersgrenze soll schrittweise in gleichen 
zeitlichen Distanzen freigegeben werden und bis 
1980 bei 60 Jahren angelangt sein. 

Annahmen: 
1. Die Freigabe erfolgt in 4 Schritten: 

1. Schritt: Freigabe für die 63- und 64jähri- 
gen männlichen Arbeitnehmer zum 1.1. 1971 
2. Schritt:    Zusätzliche    Freigabe   für   die 
62jährigen    männlichen    Arbeitnehmer   zum 
1.1.1974 
3. Schritt:    Zusätzliche    Freigabe    für   die 
61jährigen    männlichen    Arbeitnehmer   zum 
1.1.1977 
4. Schritt:    Zusätzliche    Freigabe    für   die 
60jährigen    männlichen    Arbeitnehmer   zum 
1.1.1980 

2. Etwa ein Drittel der von der Freigabe betrof-
fenen Arbeitnehmer entscheidet sich einmal 
(analog  Annahme 2  in   Beispiel  3)  für ein 
Ausscheiden aus dem Erwerbsprozeß. 
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3. Die Freigabe hat weder im Jahr ihrer Einfüh-
rung noch später eine Auswirkung auf die 
Arbeitnehmer, die 65 Jahre und älter sind. 

Frage: 
Wie wirkt sich diese Gestaltung der Änderung der 
Ruhestandsgrenze unter den gesetzten Annahmen 
auf das Arbeitskräfteangebot der Jahre 1971 bis 
1981 aus? 

 

Beispiel 6 

Zielvorstellung: 
Die Freigabe der Ruhestandsgrenze soll erst 
dann erfolgen, wenn das gesamte Erwerbsper-
sonenangebot nicht mehr abnimmt. Die Alters-
grenze soll schrittweise bis auf 60 Jahre gesenkt 
werden, und zwar so, daß die negativen quanti-
tativen Auswirkungen durch den voraussichtli-
chen Zuwachs des gesamten Erwerbspersonen-
angebots überkompensiert werden. 

Annahmen: 
1. Etwa ein Drittel der von der Freigabe betrof-

fenen  Arbeitnehmer entscheidet sich einmalig 
(analog  Annahme 2   in   Beispiel   3)  für ein 
Ausscheiden aus dem Erwerbsprozeß. 

2. Die Freigabe hat weder im Jahr ihrer Einfüh-
rung noch später eine Auswirkung auf die 
Arbeitnehmer, die 65 Jahre und älter sind. 

Frage: 
Wie und zu welchem Zeitpunkt muß die Freigabe 
der Ruhestandsgrenze erfolgen, wenn unter den 
gemachten Annahmen die obige Zielvorstellung 
erfüllt werden soll? 

Rechnung: 
Wie Tabelle 1 zeigt, ist erst ab 1975 mit einem 
Zuwachs des inländischen Arbeitskräfteangebots 
zu rechnen. Der Arbeitskräftezuwachs in den 
folgenden Jahren (1.1.1975 bis 1.1.1981 rund 
680 Tsd.) liefert bei vorgegebener Zielvorstellung 
die Richtgrößen für die Gestaltung der Freigabe 
des Ruhestandsalters: 

 

Unter den gemachten Annahmen könnte erstmals 
zum 1.1. 1976 das Ruhestandsalter für die 64jäh-
rigen männlichen Arbeitnehmer freigegeben 
werden. Schon ein Jahr später wäre eine Freiga-
be ab 62 Jahre und wiederum ein Jahr später ab 
60 Jahre möglich. Trotz einer derartigen Ände-
rung der gesetzlichen Ruhestandsgrenze würde 
das inländische Arbeitskräfteangebot im Zeit-
raum 1.1. 1975 bis 1.1. 1981 um knapp eine halbe 
Million Personen zunehmen. 
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